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18 mutmaßliche Terroristen getötet –
Die algerische Armee hat bei einer Mili-
täroperation im Osten des Landes min-
destens 18 mutmaßliche Terroristen ge-
tötet. Sie sollen der Terrororganisation
Al Qaida im islamischen Maghreb ange-
hört haben, berichteten algerische Me-
dien am Sonntag. Knapp 6000 Soldaten
seien an dem schon eine Woche lang
dauernden Einsatz beteiligt. (dpa)
Vier Tote in Kaschmir – Bei einem Feu-
ergefecht im indischen Teil Kaschmirs
haben Regierungssoldaten mindestens
vier mutmaßliche islamische Extremis-
ten getötet. Wie die Nachrichtenagen-
tur PTI am Sonntag berichtete, waren
die Sicherheitskräfte unweit der De-
markationslinie zum pakistanischen
Teil Kaschmirs gegen Stellungen be-
waffneter Extremisten vorgegangen.
Im indischen Teil Kaschmirs kämpfen
muslimische Aufständische seit Ende
der achtziger Jahre für die Unabhängig-
keit oder den Anschluss der Region an
Pakistan. (dpa)
Anklage gegen Liebermann empfohlen –
Die israelische Polizei hat Korruptions-
ermittlungen gegen Außenminister Lie-
berman abgeschlossen und eine Ankla-
ge gegen ihn empfohlen. Es gebe genü-
gend Beweismittel, um Lieberman we-
gen Betrugs, Geldwäsche, Bestechlich-
keit und Behinderung der Justiz anzu-
klagen, teilte die Polizei am Sonntag
mit. Die Entscheidung über eine Ankla-
ge liegt beim Generalstaatsanwalt.
(AP)
Kongress ohne Gaza-Delegierte – Die
Palästinenser-Organisation Fatah von
Präsident Abbas hat beschlossen, ih-
ren Parteikongress ohne die Delegier-
ten aus dem Gazastreifen abzuhalten.
Dies sagte Nabil Schaath, ein Mitglied
des Zentralkomitees der Fatah, am
Samstag. Der Kongress findet am 4.
August in Bethlehem statt. Ursprüng-
lich sollten auch 400 Delegierte aus
dem Gazastreifen teilnehmen. Die ra-
dikalislamische Hamas verweigerte ih-
nen jedoch die Ausreise und verlang-
te, erst müsse Abbas Hunderte inhaf-
tierte Mitglieder ihrer Gruppe freilas-
sen. (Reuters)
„Mythos Warschauer Aufstand“ – 65
Jahre nach dem Warschauer Aufstand
ist in Polen der Helden und Opfer der
Erhebung gegen die deutsche Besat-
zungsmacht gedacht worden. Bei den
63 Tage dauernden Kämpfen waren
mehr als 200 000 Personen umgekom-
men. „Der Warschauer Aufstand von
1944 ist heute zum Mythos gewor-
den“, sagte der polnische Präsident
Kaczynski am Sonntag. (dpa)

Streit über Interview von Althaus –
Die Thüringer Opposition hat Minister-
präsident Althaus (CDU) wegen eines
Interviews mit der Zeitung „Bild am
Sonntag“ kritisiert. Althaus hatte der
Zeitung gesagt, er bete täglich für die
Frau, die bei seinem Skiunfall Anfang
Januar dieses Jahres ums Leben gekom-
men war. Der Unfall habe auch seine
Ehe verändert: Er habe sich noch ein-
mal neu in seine Frau verliebt. Althaus
sagte, SPD und Linkspartei hätten zu-
gesagt, den Unfall nicht im Wahl-
kampf zu thematisieren. „Ich hoffe,
dass das so bleibt“. Der Spitzenkandi-
dat der SPD, Matschie (SPD), sagte dar-
aufhin dem Internetdienst „Spiegel on-
line“, Althaus nutze „den Skiunfall für
eine schamlose Selbstinszenierung im
Wahlkampf.“ Das sei „pietätlos gegen-
über der getöteten Mutter“. Althaus
breche „damit den Konsens, den Un-
fall nicht zum Wahlkampfthema zu ma-
chen“, sagte Matschie und kündigte
an, sich aber selbst weiter an die Ab-
sprache zu halten. Althaus’ aktuelle
Äußerungen habe er aber nicht unkom-
mentiert lassen können. (KNA)
Von der Leyen dementiert – Bundesfa-
milienministerin von der Leyen (CDU)
hat klargestellt, sie trete zwar für eine
Debatte über „die Freiheit und Gren-
zen im Internet“ ein, habe aber keine
Ausweitung von Internetsperren gegen
andere rechtswidrige Inhalte als Kin-
derpornographie angekündigt. Ein
Sprecher des Ministeriums sagte am
Sonntag, der Ministerin gehe es bei der
aktuellen Sperrung von Internetseiten
alleine um den Kampf gegen eine unge-
hinderte Verbreitung von Kinderporno-
graphie. Die Online-Ausgabe der Zei-
tung „Hamburger Abendblatt“ hatte be-
richtet, Frau von der Leyen wolle den
Kampf gegen rechtswidrige Internetsei-
ten ausweiten. (dpa)

LÜBECK, 2. August. Ralf Stegner entwarf
schon mal eine Zeitungsschlagzeile für
den 28. September, den Tag nach der vor-
gezogenen Landtagswahl in Schleswig-
Holstein: „Überraschung in Kiel: Schles-
wig-Holstein wählt rot“. Er bekam dafür
auf einem Sonderparteitag der SPD am
Freitag und Samstag großen Beifall. Wo-
möglich hat es ihm sogar eine Mehrheit
der Genossen, die in der Lübecker Musik-
und Konzerthalle versammelt waren, in
diesem Moment geglaubt. Denn die
Schlagzeile stand am Ende einer kämpferi-
schen Rede des Partei- und Fraktionsvor-
sitzenden, die weder Selbstzweifel kannte
noch Selbstkritik zuließ. „Wir dürfen uns
nicht in die Enge treiben lassen“, rief er.
Wer hätte sich da noch mit Skepsis erwi-
schen lassen wollen? Als Stegner an die
Jahre der SPD-Herrschaft im Land erin-
nerte, blühte der Parteitag auf. Von 1988
bis 2005 stellte die SPD den Ministerpräsi-
denten. Heide Simonis, die frühere Minis-
terpräsidentin, war zum Parteitag gekom-
men. Auch Torsten Albig kam, der vor ein
paar Wochen aus dem Bundesfinanzminis-
terium, wo er Sprecher von Minister Stein-
brück war, auf den Oberbürgermeister-
stuhl in Kiel gewechselt ist. Es war der letz-
te große, überraschende Sieg seiner Partei
im Norden.

Wann immer der Name Albig fiel – der
Parteivorsitzende Franz Müntefering, der
ansonsten in Lübeck Stegner die Bühne
völlig überließ, nannte ihn, Stegner natür-
lich auch –, toste der Saal. Richtig in Stim-
mung aber kamen die Genossen, als Steg-
ner auf die vier SPD-Minister in der Regie-
rung von CDU-Ministerpräsident Peter
Harry Carstensen zu sprechen kam: Steg-
ner sagte, bei der Entlassung der SPD-Mi-
nister habe dem Ministerpräsidenten je-
der Anstand gefehlt. Da stand die SPD ge-
schlossen auf im perfekt ausgeleuchteten
Saal. Ute Erdsiek-Rave, Gitta Trauernicht,
Lothar Hay und Uwe Döring mussten von
ihren Präsidiumsplätzen zu ihrem Partei-
vorsitzenden an den Bühnenrand kom-
men. Die eben noch als Minister einer gro-
ßen Koalition mehr oder weniger ruhig,
dabei durchaus erfolgreich ihrer Arbeit

nachgegangen waren, sind für die Sozial-
demokraten zu Helden geworden – allein
durch den, wie Stegner es nannte, „Minis-
terrausschmiss“ noch an dem Tag, da die
SPD-Fraktion eine vorzeitige Auflösung
des Landtags gegen den CDU-Willen zu-
nächst verhindert hatte.

Von diesem „Ministerrausschmiss“, den
Stegner mit einer „Räumungsklage“ ver-
glich, wird im Wahlkampf der SPD wohl
noch häufiger zu hören sein. Frau Erdsiek-
Rave, welche diese Entlassung nach elf
Jahren als Ministerin erkennbar beson-
ders getroffen hat, sprach am Samstag. In
ihrer bedächtigen Art hat sie vermutlich
oft unter dem Raufbold Stegner gelitten.
Aber wirklich entsetzt ist sie über Carsten-

sen. Vor zwei Jahren war sie noch einer
der Gäste auf dem 60. Geburtstag des Mi-
nisterpräsidenten. Frau Erdsiek-Rave, die
nun aus der aktiven Politik ausscheidet,
sagte ihrer Partei: „Ich wollte an euch ap-
pellieren, den Auftrag ernst zu nehmen,
den Sozialdemokraten zu erfüllen haben,
nämlich Offenheit und Vertrauen herzu-
stellen und nicht zuzulassen, dass dieses
Land zurückfällt in Feindseligkeiten und
Lagerdenken früherer Jahrzehnte.“ Das
war nicht nur gegen die CDU gerichtet,
das konnte auch als Kritik an Stegner ver-

standen werden.
Die ehemaligen Minister Frau Trauer-

nicht und Lothar Hay wurden auf Platz
zwei und drei der Landesliste gewählt.
Überhaupt konnte sich Stegner mit seinen
Personalvorschlägen durchsetzen. Die Lis-
te dürfte bei der Wahl von entscheidender
Bedeutung sein. Lübeck ist ebenso wie
Kiel zwar noch eine Hochburg der SPD.
Nach den derzeitigen Umfragen könnte es
aber sein, dass die SPD nur noch mit die-
sen drei Direktmandaten rechnen darf.
Bei der Wahl 2005 gewannen sie noch 15.

Stegner umriss, wie er sich den Wahl-
kampf vorstellt. Er setzt wie angekündigt
auf ein linkes Programm. Er nannte Bil-
dungsgerechtigkeit und eine Energiewen-
de weg von der Atomenergie. Er machte
den Gewerkschaften ein Angebot zur Zu-
sammenarbeit. Er verstehe das alles nicht
als links, sagte er, sondern als „gut für die
Menschen in Schleswig-Holstein“. Im Sep-
tember wolle er ein „Zukunftsteam“ vor-
stellen. Die SPD werde nicht für Koalitio-
nen werben, aber auch keine ausschlie-
ßen. Man müsse mit allen demokratischen
Parteien Koalitionen bilden können, auch
solche, „die wir nicht wünschen“. Immer-
hin ein Hinweis darauf, dass es auch zu ei-
ner Neuauflage der großen Koalition kom-
men könnte – was nach dem derzeitigen
Umfragestand schon ein SPD-Sieg bedeu-
tete. „Sozialer.Stärker.Stegner“ heißt der
neue Slogan der SPD. Stegner wurde mit
92 von 103 Stimmen zum Spitzenkandida-
ten gewählt. Er fand, das sei ein gutes Er-
gebnis.

DARMSTADT, 2. August. Ihre Schulen ste-
hen in Teheran, Madrid, Alexandria und
Dresden. Dass die vier Lehrer sich trotz-
dem in ihrer gemeinsamen Muttersprache
unterhalten können und auch noch von
ganz ähnlichen Erfahrungen berichten, ist
nichts Besonderes zwischen Mitgliedern
des Verbandes Deutscher Lehrer im Aus-
land (VDLiA). Dessen Hauptversamm-
lung ist traditionell ein Treffpunkt der Päd-
agogen aus Deutschland, die an Auslands-
schulen unterrichten oder unterrichtet ha-
ben; auch bei der diesjährigen Zusammen-
kunft in Darmstadt wurden vergangene
Woche wieder Geschichten aus den Leh-
rerzimmern zwischen Abu Dhabi und Za-
greb ausgetauscht. Doch unter dem Motto
„Bildung braucht Freunde“ sprachen die
Lehrer auch mit Vertretern von Bund, Län-
dern, Unternehmen und Bildungsförde-
rern über aktuelle Aufgaben der Auslands-
schulen und die Arbeitsbedingungen der
Pädagogen.

Seit dem vergangenen Jahr hat sich de-
ren Situation deutlich verbessert, glaubt
der Vorsitzende der VDLiA, Karlheinz
Wecht. Noch 2007 habe er auf der Haupt-
versammlung Bund und Länder, die ge-
meinsam für die Auslandsschulen zustän-
dig sind, gewarnt: „Ihr spart uns noch ka-
putt!“ Davon könne jetzt keine Rede
mehr sein. Etwa 100 Millionen Euro sei-
en im vergangenen und in diesem Jahr in
die Auslandsschulen investiert worden,
ihre Zahl stieg von 117 auf 135 an. 80 000
Schüler, davon etwa 18 000 deutsche, be-
suchen die Deutschen Schulen; etwa 1900
Lehrer wurden von Deutschland dorthin
vermittelt. Die Mittlerfunktion, die die
Schulen zwischen Deutschland und den
Gastländern einnehmen, ist unbestritten.
Austausch in Kultur-, Wirtschafts- und
Bildungsfragen wird täglich betrieben.
Uwe Franzke, Schulleiter an einer Berufs-
schule in Spanien, berichtet von einem
Vorsprung seiner Zöglinge – ein Drittel
davon sind Spanier – gegenüber einspra-

chig geschulten Absolventen. Das geht
über die Sprachkompetenz hinaus: „Die
Schüler wissen, wie spanische Geschäfts-
partner ticken.“ Für ein exportorientiertes
Land wie Deutschland seien solche Kon-
takte ins Ausland unerlässlich.

Dennoch weist Franzke wie viele ande-
re Lehrer an Auslandsschulen auf Nach-
wuchssorgen hin – wegen der Schulgebüh-
ren. Die Schulen werden, abgesehen von
der Unterstützung durch den deutschen
Staat, privat getragen, der Besuch kostet
daher, je nach Land und Schule, nicht we-
nig Geld. Umgerechnet rund 1800 Euro
im Jahr seien es etwa an der Schule in
Alexandria, berichtet Frank Zimmer-
mann, der dort seit drei Jahren unterrich-
tet. Für Ägypter ist das sehr viel Geld; nur
wohlhabende Familien können sich das
leisten. Der Lehrerverband wolle zwar
eine Bildungs-, aber keine Finanzelite,
sagt Wecht; doch ohne mehr Investitionen
sei das nicht möglich. Er fordert daher,
dass die Finanzhilfe der vergangenen zwei
Jahre keine Ausnahme bleibt: „Man kann
nicht erst ein Feuer entzünden und dann
tatenlos abbrennen lassen.“

Auch der Lehrermangel in Deutschland
macht den Pädagogen Sorgen. Viele, die
gern im Ausland unterrichten möchten,
warten jahrelang darauf, von ihren deut-
schen Schulen freigestellt zu werden; sie
dürfen nicht gehen, weil das Personal zu
knapp ist. Und das Interesse am Zwischen-
spiel im Ausland – die Regelzeit sind drei
Jahre, die um weitere drei verlängert wer-
den kann – ist groß: Wer an Auslandsschu-
len unterrichtet hat, schwärmt oft von ei-
nem besseren Arbeitsklima, modernster
Ausstattung, motivierten Schülern und
mehr Möglichkeiten für die Lehrer. Auch
das Ansehen sei höher als in Deutschland,
sagt Joachim Schneider, der in Iran unter-
richtet. Die Mutter einer Schülerin habe
gesagt: „Wenn Sie weggehen, weine ich.“
Das sei ihm in Deutschland noch nicht pas-
siert.

Die Schattenseiten der Arbeit an Aus-
landsschulen sehen viele Pädagogen in
der nach Bundesländern organisierten
Vermittlung. So werden die Lehrer zu sehr
unterschiedlichen Konditionen ins Aus-
land geschickt: manche als Beamte, die in
den Genuss zahlreicher Zuschüsse kom-
men, andere als Angestellte, denen jede
Beihilfe versagt bleibt. Zudem seien die
Zuzahlungen pauschaliert und oft zu nied-
rig angesetzt, sagt Wecht vom VDLiA.
„Wenn ein Flugpreis für September berech-
net wird und der Lehrer kurz vor Weih-
nachten fliegen muss, passt das nicht.“
Auch dass die Gehälter vom Auswärtigen
Dienst abgekoppelt sind, bemängelt er.

Zimmermann ist in Alexandria als Bun-
desprogrammlehrkraft tätig, also ohne fes-
te Anstellung und Beihilfen. Seit mehr als
zehn Jahren wurde die Zuwendung – von
Gehalt kann aus rechtlichen Gründen
nicht gesprochen werden – in diesem Pro-
gramm nicht erhöht; einzig eine steuer-
freie Ausgleichszahlung von 150 Euro wur-
de eingeführt. Zimmermann hat eine Inter-
essengruppe von bisher 75 Lehrern organi-
siert, die eine Orientierung ihrer Einkünf-
te an denen von Bundesbeamten fordern.
Die meisten deutschen Lehrer an Auslands-
schulen werden als Auslandsdienstlehr-
kraft besoldet und verdienen mehr. Doch
neben dem Geld ist auch das Image ein gro-
ßes Thema auf der Hauptversammlung der
Auslandslehrer. Immer denke man beim
deutschen Schulsystem an das schlechte
Abschneiden in der Pisa-Studie, kritisiert
Wecht. Dabei sei die Deutsche Schule im
Pisa-Siegerland Finnland die drittbeste im
ganzen Land; viele Finnen müssten dage-
gen vor dem Uni-Besuch noch Kurse bele-
gen, da ihre Schulen sie nicht immer genug
auf das selbständige Studieren vorbereitet
hätten. Die Deutsche Schule in Helsinki
sei trotz der hohen Gebühren sehr beliebt.
Und das, sagt Wecht, motiviere wiederum
die Pädagogen, mit Begeisterung an die Ar-
beit zu gehen.

Ralf Stegner setzt auf linke Themen – und plant ein „Zukunftsteam“. Foto dpa

SCHWERIN, 2. August. Die Landes-
hauptstadt von Mecklenburg-Vorpom-
mern genießt den Sommer mit der Bun-
desgartenschau rund um das Schloss.
Und im fünften Stock des Stadthauses
sitzt mit großartigem Blick über Stadt-
zentrum und Schweriner See noch im-
mer Hermann Junghans, einer der drei
Beigeordneten in der Stadtverwaltung.
Junghans ist Mitglied der CDU und wur-
de bundesweit bekannt nach dem Hun-
gertod des Mädchens Lea-Sophie im No-
vember 2007. Seit 2002 ist er im Amt.
Immer wieder gab es Versuche, ihn abzu-
lösen.

Ein Abwahlantrag in der Stadtvertre-
tung scheiterte. Zuletzt war es die SPD,
die im Frühjahr im Kommunalwahl-
kampf den Beigeordneten in Frage stell-
te. Junghans, der aus Lübeck kommt, ist
bis Oktober des nächsten Jahres gewählt.
Für eine zweite Amtszeit steht er zur Ver-
fügung. Ob er gewählt wird, ist freilich
derzeit völlig offen. Aber vorzeitig wird
er wohl nicht gehen müssen – ausgerech-
net die Linkspartei sichert ihn.

Über die Oberbürgermeisterin Angeli-
ka Gramkow (Linkspartei), die im No-
vember ins Amt kam, sagt Junghans:
„Von Frau Gramkow unterscheidet mich
– schon wegen unserer politischen Her-
kunft – sehr viel. Ich habe sie aber in der
bisherigen Zusammenarbeit in der Ver-
waltung als fair und verlässlich kennen-
gelernt.“ Auch der erste Stellvertreter
des Oberbürgermeisters gehört zur
Linkspartei. Die Linkspartei stellt in der
Stadtvertretung die stärkste Fraktion.
Dennoch hätte sie es wohl nicht ge-
schafft und auch nicht gewollt, das Amt
des Stadtpräsidenten zu besetzen. Ste-
phan Nolte von der CDU wurde es. Mit
der Linkspartei hat er sonst nicht viel ge-
meinsam. Und dennoch gibt es seit Jah-
ren zwar kein Bündnis zwischen Links-
partei und CDU, aber Absprachen: Als
Lea-Sophie starb, war der Beigeordnete
Junghans für das Soziale verantwort-
lich. Er verteidigte sein Jugendamt ge-
gen die Angriffe, die Mitarbeiter dort
hätten den Tod verhindern können.
Junghans wurde vorgeworfen, zu wenig
Anteilnahme zu zeigen.

In der Sache hat Junghans inzwi-
schen, von der Öffentlichkeit weitge-
hend unbemerkt, längst in allen Punk-
ten recht bekommen. Dem Jugendamt
ist kein Fehler nachzuweisen. Selbst der
immer wieder erhobene Vorwurf, es
habe keine ordentliche Aktenführung
gegeben, sticht nicht, denn laut Sozialge-
setzbuch dürfen Notizen von Beratungs-
gesprächen mit den Eltern gar nicht auf-
bewahrt werden. Junghans wurde die Zu-
ständigkeit für das Soziale entzogen.
Zeitweilig war er beurlaubt. Ermittlun-
gen der Staatsanwaltschaft gegen ihn
sind längst eingestellt. Junghans hat
sich auch über den Deutschen Presserat
gegen falsche Darstellungen und die
Herabsetzung seiner Person in den Me-
dien erfolgreich gewehrt. Vor allem aber
war es dann das Gericht, das die Eltern
von Lea-Sophie vor einem Jahr verurteil-
te und in der Urteilsbegründung klar-

stellte, dass es die Eltern gewesen seien,
die das Kind verhungern ließen, und die
Verwaltung hier keine Schuld treffen
könne.

Viel schwerer wog für Junghans frei-
lich das politische Nachspiel: Es war vor
allem die SPD-Fraktion in der Schweri-
ner Stadtvertretung, die zusammen mit
den kleinen Fraktionen die Abwahl von
Junghans betrieb. Geführt wurde die
SPD damals von Manuela Schwesig, die
Frank-Walter Steinmeier nun für sein
Wahlkampfteam auserkoren hat, damit
sich nicht alle Aufmerksamkeit in der Fa-
milienpolitik auf Frau von der Leyen
konzentriert. Der SPD kam damals zu-
pass, dass Junghans in Schwerin schon
damals umstritten war. Er hatte als Kul-
turdezernent das Stadtmuseum im Gro-
ßen Moor geschlossen mit dem Verspre-
chen, ein neues aufzubauen – das es bis
heute nicht gibt. Er war der politisch Ver-
antwortliche, als 2006 im Schleswig-Hol-
stein-Haus die Ausstellung mit Arbeiten
von Arno Breker, Hitlers Lieblingsbild-
hauer, gezeigt wurde.

Junghans, Jahrgang 1965, geht dem
Streit nicht aus dem Weg. Er wirkte
selbst auf dem Höhepunkt der Auseinan-
dersetzungen über ihn unbeeindruckt.
Dass der Abwahlantrag gegen ihn schei-
terte, war eine Blamage für die Stadtver-
tretung – und nicht zuletzt einigen Leu-
ten aus der Linkspartei zu danken.
Denn die Stadtvertreter hatten zunächst
genug Stimmen zusammen, um den Ab-
wahlantrag überhaupt stellen zu dürfen.
Als Junghans blieb, richtete sich der Un-
mut gegen Oberbürgermeister Norbert
Claussen (CDU). Claussen hätte den Ab-
gang seines Dezernenten gern gesehen,
denn ihm war politisch klar: er oder ich.
Claussen verlor sein Amt. Im September
wurde der neue Oberbürgermeister ge-
wählt. Eigentlich war damit gerechnet
worden, dass für die SPD Frau Schwesig
antreten würde. Der Kandidat war dann
aber Gottfried Timm, der frühere Innen-
minister. Am Ende siegte denkbar
knapp Frau Gramkow für die Linkspar-
tei.

Zu dieser Zeit hatte es noch einen an-
deren Wechsel in Schwerin gegeben: Mi-
nisterpräsident Harald Ringstorff (SPD)
trat zurück. Sein Nachfolger wurde Er-
win Sellering (SPD). Frau Schwesig wur-
de Sellerings Nachfolgerin im Sozialmi-
nisterium.

Die Landeshauptstadt war immer
stolz auf das Schweriner Modell. Das
meinte: Die großen Parteien arbeiten zu-
sammen, nicht im festen Bündnis, aber
doch mit Absprachen. SPD, Linkspartei
und CDU stellen jeweils einen Dezernen-
ten. Die Linkspartei und die CDU sind in-
zwischen näher zusammengerückt, das
Misstrauen gegen die SPD ist groß. Frau
Gramkow hat die Verwaltung im Rat-
haus neu geordnet. Junghans ist jetzt für
Kultur und Ordnung zuständig. Er habe
es sich so gewünscht, sagt er. Das Muse-
um will er unbedingt im nächsten Jahr er-
öffnen, wenn Schwerin 850 Jahre alt
wird. Das Geld dafür allerdings fehlt.
Der Schweriner Haushalt ist vom Innen-
ministerium noch nicht genehmigt.

holl. WIESBADEN, 2. August. Vier Wo-
chen vor der Landtagswahl im Saarland
am 30. August hält sich die SPD ihre Ko-
alitionsmöglichkeiten weiter offen, wäh-
rend der CDU-Spitzenkandidat, Minister-
präsident Peter Müller, abermals als be-
vorzugte Bündnisoption eine Regierung
mit der FDP nannte. Die SPD im Saar-
land habe anders als in der Landtags-
wahl 2004 diesmal eine „Machtperspekti-
ve“, sagte der SPD-Landesvorsitzende
und Spitzenkandidat Heiko Maas der
Deutschen Presse-Agentur mit Blick auf
die jüngsten Umfragen. „Jetzt gibt es
praktisch keine Konstellation ohne die
SPD.“ Maas machte die Wahl seines Ko-
alitionspartners davon abhängig, mit
wem „ich am meisten von unseren sozial-
demokratischen Inhalten umsetzen
kann“. Entscheidend seien einerseits die
politisch-inhaltlichen Übereinstimmun-
gen: „Da gibt es sicherlich mit der Links-
partei, aber vor allem auch mit den Grü-
nen große Übereinstimmungen.“ Ande-
rerseits müsse man über fünf Jahre auch
vertrauensvoll zusammenarbeiten kön-
nen. Ob das mit der Linkspartei gehe,
müsse man sehen.

Der SPD-Bundesvorsitzende Franz
Müntefering gab dem saarländischen
Landesverband bei der Wahl seines Ko-
alitionspartners freie Hand. „Das ist eine
Entscheidung, die vor Ort zu treffen ist.
Ich mische mich da nicht ein“, sagte Mün-
tefering am Wochenende bei einer Wahl-
kampfveranstaltung in Saarbrücken.
Wichtig sei nur, dass die Landespartei
von Beginn an offen über alle Optionen
spreche. In Abstimmung mit Müntefe-
ring hatte Maas schon vor Wochen in-
tern vereinbart, den Fehler der hessi-
schen SPD im Wahlkampf 2008 unbe-
dingt zu vermeiden, vor der Wahl eine
Regierungszusammenarbeit mit der
Linkspartei auszuschließen und nach
der Wahl dieses Versprechen zu brechen.

Unterdessen schloss der bisher mit ab-
soluter CDU-Mehrheit regierende Minis-
terpräsident Müller indirekt eine große
Koalition mit der SPD nicht mehr aus.
Bei der Wahl im Saarland heiße die Alter-
native Rot-Rot oder Regierungskoalition
unter Führung der CDU. Als Wunschziel
nannte Müller in der Zeitung „Tagesspie-
gel“ aber eine „bürgerliche Mehrheit ge-
meinsam mit der FDP“.
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Das Feuer ist entzündet
Deutsche Lehrer über ihre positiven Erfahrungen an Auslandsschulen / Von Friederike Haupt

Mit der Kraft der EmpörungSchwarz und Rot –
in Schwerin einmal anders
Linkspartei und CDU vertragen sich / Von Frank Pergande

Maas hält sich alle Optionen offen
Parteichef Müntefering: Freie Hand für saarländische SPD

Die SPD in Schleswig-Hol-
stein wählt Ralf Stegner zum
Spitzenkandidaten und ärgert
sich fortwährend über das Ge-
baren von Ministerpräsident
Carstensen (CDU).

Von Frank Pergande
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